1. OKTOBER 2024 - Königlicher Erlass zur Einbeziehung der Überschwemmungen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 ereignet haben, in den Anwendungsbereich von Artikel 2759/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992


(Belgisches Staatsblatt vom 11. Juni 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST FINANZEN


1. OKTOBER 2024 - Königlicher Erlass zur Einbeziehung der Überschwemmungen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 ereignet haben, in den Anwendungsbereich von Artikel 2759/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992


BERICHT AN DEN KÖNIG


		Sire,


	durch das Gesetz vom 26. Dezember 2022 zur Abänderung des Gesetzes vom 15. Mai 2014 zur Ausführung des Pakts für Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wirtschaftsbelebung in Bezug auf die zweite Verlängerung des Zeitraums der Anwendung der Förderzonen und zur Einführung einer Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs für die von einer Naturkatastrophe betroffenen Arbeitgeber wird ein neuer Artikel 2759/1 in das EStGB 92 eingefügt, durch den Arbeitgeber die Möglichkeit erhalten, Schäden, die ihnen infolge einer bestimmten Naturkatastrophe entstanden sind, innerhalb bestimmter Grenzen auf die Lohnkosten anrechnen zu können, die sich auf Arbeitnehmer beziehen, für die der betreffende Arbeitgeber Entlohnungen zahlt oder zuerkennt.

	In Ausführung dieser neuen Bestimmungen wird auch der KE/EStGB 92 angepasst.

	In Anwendung von Artikel 19/2 des Gesetzes vom 15. Mai 2014 zur Ausführung des Pakts für Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wirtschaftsbelebung hat die Wallonische Region eine föderale steuerliche Beihilfe in Form einer teilweisen Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs für die Überschwemmungen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 in der Wallonischen Region ereignet haben, beantragt.

	Die Föderalregierung hat beschlossen, auf diesen Antrag einzugehen und die Überschwemmungen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 in der Wallonischen Region ereignet haben, in den Anwendungsbereich dieser neuen Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs einzubeziehen und dafür ein Zusammenarbeitsabkommen mit der Wallonischen Region zu schließen.

	Daher müssen Arbeitgeber, denen Schäden entstanden sind infolge der Überschwemmungen, die von der Wallonischen Region gemäß den in der Präambel erwähnten Erlassen der Wallonischen Regierung vom 28. Juli 2021, 26. August 2021 und 23. September 2021 als Katastrophe anerkannt worden sind, die Anwendung der Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs anhand eines Formulars bei den zuständigen Einrichtungen der Wallonischen Region beantragen.




	In dem mit der Wallonischen Region geschlossenen Zusammenarbeitsabkommen ist dann vorgesehen, dass die Wallonische Region in den Grenzen dessen, was durch die europäischen Vorschriften im Bereich der staatlichen Beihilfen möglich ist, die Schäden festlegt, die dem Arbeitgeber entstanden sind, und somit auch die Obergrenze für die Befreiung, auf die dieser Arbeitgeber sich berufen kann.

	Der Arbeitgeber kann schließlich die Befreiung erst tatsächlich anwenden, wenn die Wallonische Region diese Obergrenze anhand einer Bescheinigung festgelegt hat und diesbezüglich ein Brief des Föderalen Öffentlichen Dienstes Finanzen eingegangen ist. Genau wie bei allen anderen Befreiungen von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs muss die Befreiung über die Erklärung zum Berufssteuervorabzug erfolgen.

	Ein weiterer Entwurf wird folgen, in dem präzisiert wird, auf welche Weise die Erklärung zum Berufssteuervorabzug ausgefüllt werden muss, wenn der Arbeitgeber tatsächlich von dieser Befreiung Gebrauch machen möchte.

	In Artikel 1 des vorliegenden Entwurfs, durch den ein neuer Artikel 957 in den KE/EStGB 92 eingefügt wird, wird dann der Anwendungsbereich von Artikel 2759/1 des EStGB 92 bestimmt. In diesen Anwendungsbereich werden somit die Überschwemmungen einbezogen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 in der Wallonischen Region ereignet haben und deren Anwendungsbereich durch die erwähnten Erlasse der Wallonischen Regierung vom 28. Juli 2021, 26. August 2021 und 23. September 2021 eingegrenzt wird.

	Die in Artikel 2759/1 § 4 Absatz 1, 3 und 4 des EStGB 92 erwähnten Fristen werden in Ausführung der hierfür in Artikel 2759/1 § 4 Absatz 6 des EStGB 92 vorgesehenen Ermächtigung bis zum 30. November 2024, 1. April 2025 beziehungsweise 30. Juni 2025 verlängert, um den Arbeitgebern und den zuständigen Verwaltungen genügend Zeit zu geben.

	Anschließend wird dem Generalverwalter der GVStw des FÖD Finanzen die Befugnis übertragen, diese Fristen (falls notwendig) bis spätestens zum 30. Juni 2025 zu verlängern. Selbstverständlich kann er eine Verlängerung nur insoweit gewähren, als sie für die Dienste, die in seine Zuständigkeit fallen, auf operativer Ebene durchführbar ist. Falls eine solche Verlängerung gewährt wird, wird sie durch eine Bekanntmachung auf der Website des FÖD Finanzen veröffentlicht.

	Vorliegender Königlicher Erlass tritt an demselben Tag in Kraft wie der Tag des Inkrafttretens des Zusammenarbeitsabkommens vom 8. Juli 2024 zwischen dem Föderalstaat und der Wallonischen Region zur Ausführung der Artikel 19/1 bis 19/3 des Gesetzes vom 15. Mai 2014 zur Ausführung des Pakts für Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wirtschaftsbelebung.

	Da bis zum Inkrafttreten dieses Zusammenarbeitsabkommens noch einige Zeit vergehen kann, muss die Wallonische Region das Inkrafttreten dieses Zusammenarbeitsabkommens nicht abwarten, um die Formulare zur Verfügung zu stellen, sodass die Arbeitgeber ihrerseits nicht das Inkrafttreten des Zusammenarbeitsabkommens abwarten müssen, um einen Antrag vorzubereiten und einzureichen.



	Vorliegender Entwurf ist gemäß dem Gutachten des Staatsrates angepasst worden. Die im Gutachten vorgeschlagenen Änderungen wurden vollständig befolgt.

	Soweit, Sire, die Tragweite des Ihnen vorgelegten Erlasses.

	Ich habe die Ehre,


Sire,

der ehrerbietige und getreue Diener
Eurer Majestät zu sein.

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM


______




1. OKTOBER 2024 - Königlicher Erlass zur Einbeziehung der Überschwemmungen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 ereignet haben, in den Anwendungsbereich von Artikel 2759/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992


	Aufgrund des Artikels 19/2 des Gesetzes vom 15. Mai 2014 zur Ausführung des Pakts für Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wirtschaftsbelebung, eingefügt durch das Gesetz vom 26. Dezember 2022;

	Aufgrund des Artikels 2759/1 § 4 Absatz 1 und 6 des Einkommensteuergesetzbuches 1992, eingefügt durch das Gesetz vom 26. Dezember 2022;

	Aufgrund des KE/EStGB 92;

	Aufgrund des Zusammenarbeitsabkommens vom 8. Juli 2024 zwischen dem Föderalstaat und der Wallonischen Region zur Ausführung der Artikel 19/1 bis 19/3 des Gesetzes vom 15. Mai 2014 zur Ausführung des Pakts für Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wirtschaftsbelebung;

	In Erwägung des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 28. Juli 2021 zur Anerkennung der Überschwemmungen vom 14. bis 16. Juli 2021 als allgemeine Naturkatastrophe und zur Abgrenzung ihrer geographischen Ausdehnung;

	In Erwägung des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 26. August 2021 zur Ausdehnung des geografischen Gebiets der allgemeinen Naturkatastrophe im Zusammenhang mit den Überschwemmungen vom 14. bis 16. Juli 2021;

	In Erwägung des Erlasses der Wallonischen Regierung vom 23. September 2021 zur Anerkennung der Überschwemmungen vom 24. Juli 2021 als allgemeine Naturkatastrophe und zur Abgrenzung ihrer räumlichen Ausdehnung;

	Aufgrund des Briefes des Ministerpräsidenten der Wallonischen Region vom 5. April 2023 an den für Finanzen zuständigen Minister, mit dem die Föderalregierung ersucht worden ist, die Überschwemmungen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 ereignet haben, in den Anwendungsbereich von Artikel 2759/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 einzubeziehen;

	Aufgrund der Auswirkungsanalyse beim Erlass von Vorschriften, die gemäß den Artikeln 6 und 7 des Gesetzes vom 15. Dezember 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Sachen administrative Vereinfachung durchgeführt worden ist;

	Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 28. März 2024;

	Aufgrund des Nichteinverständnisses des Staatssekretärs für Haushalt vom 15. Mai 2024;

	Aufgrund des Gutachtens Nr. 76.993/1/V des Staatsrates vom 14. August 2024, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

	In Erwägung des Artikels 50 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union;

	In Erwägung des Artikels 37 der Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union;

	In Erwägung des Artikels 49 der Verordnung (EU) 2022/2473 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen zugunsten von in der Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung von Erzeugnissen der Fischerei und der Aquakultur tätigen Unternehmen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union;

	Auf Vorschlag des Ministers der Finanzen und aufgrund der Stellungnahme der Minister, die im Rat darüber beraten haben,


		Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


	Artikel 1 - In Kapitel 2 Abschnitt 2bis des KE/EStGB 92 wird ein Artikel 957 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 957 - Die Überschwemmungen, die sich vom 14. bis 16. Juli 2021 und am 24. Juli 2021 ereignet haben und die von der Wallonischen Region in den nachstehend erwähnten Erlassen als Naturkatastrophe anerkannt worden sind, werden in den Anwendungsbereich von Artikel 2759/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 einbezogen. Der Anwendungsbereich dieser Naturkatastrophen wird eingegrenzt durch:

	- den Erlass der Wallonischen Regierung vom 28. Juli 2021 zur Anerkennung der Überschwemmungen vom 14. bis 16. Juli 2021 als allgemeine Naturkatastrophe und zur Abgrenzung ihrer geographischen Ausdehnung,

	- den Erlass der Wallonischen Regierung vom 26. August 2021 zur Ausdehnung des geografischen Gebiets der allgemeinen Naturkatastrophe im Zusammenhang mit den Überschwemmungen vom 14. bis 16. Juli 2021,

	- den Erlass der Wallonischen Regierung vom 23. September 2021 zur Anerkennung der Überschwemmungen vom 24. Juli 2021 als allgemeine Naturkatastrophe und zur Abgrenzung ihrer räumlichen Ausdehnung.

	Damit von der vorliegenden Befreiung Gebrauch gemacht werden kann, muss der Arbeitgeber spätestens am 30. November 2024 das in Artikel 958 erwähnte Formular einreichen und die Wallonische Region spätestens am 1. April 2025 die in Artikel 2759/1 § 4 Absatz 3 desselben Gesetzbuches erwähnte Bescheinigung vorlegen. Der Föderale Öffentliche Dienst Finanzen setzt den Arbeitgeber spätestens am 30. Juni 2025 durch einen Brief über die Möglichkeit der Anwendung der in Artikel 2759/1 desselben Gesetzbuches erwähnten Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs in Kenntnis.

	Der Minister der Finanzen oder sein Beauftragter kann die in Absatz 2 erwähnten Fristen bis spätestens zum 30. Juni 2025 verlängern."


	Art. 2 - In Kapitel 2 Abschnitt 2bis des KE/EStGB 92 wird ein Artikel 958 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 958 - Der von der in Artikel 957 erwähnten Naturkatastrophe betroffene Arbeitgeber beantragt die Anwendung der in Artikel 2759/1 des Einkommensteuergesetzbuches 1992 erwähnten Befreiung von der Zahlung des Berufssteuervorabzugs anhand des in Artikel 2759/1 § 4 Absatz 1 desselben Gesetzbuches erwähnten Formulars, dessen Muster vom Minister der Finanzen oder von seinem Beauftragten festgelegt wird, und übermittelt dieses Formular dem öffentlichen Dienst oder der juristischen Person, der/die auf dem Formular bestimmt ist, auf die auf dem Formular bestimmte Weise."


	Art. 3 - Vorliegender Königlicher Erlass tritt an demselben Tag in Kraft wie der Tag des Inkrafttretens des Zusammenarbeitsabkommens vom 8. Juli 2024 zwischen dem Föderalstaat und der Wallonischen Region zur Ausführung der Artikel 19/1 bis 19/3 des Gesetzes vom 15. Mai 2014 zur Ausführung des Pakts für Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung und Wirtschaftsbelebung.


	Art. 4 - Der für Finanzen zuständige Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


	Gegeben zu Brüssel, den 1. Oktober 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Finanzen
V. VAN PETEGHEM


